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A STELLUNGNAHMEN DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 

 

Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

A.1 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 410 Baurecht und Denkmalschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 06.04.2020) 

A.1.1 Unter Punkt 2.2 der Begründung wird 
hinsichtlich der Bestandsnutzung ausge-
führt, dass es sich um eine befristet um-
gewandelte Waldfläche handelt, die in der 
Vergangenheit als Mülldeponie genutzt 
wurde und nach Deponieaufgabe nun 
wieder aufgeforstet werden soll. Es wird 
verwiesen auf die „Fortschreibung des 
Konzeptes der Pflege- und Entwick-
lungsmaßnahmen zur Oberflächenab-
dichtung II bis IV der Deponie Neuen-
burg“ vom 20.01.2016. Wir gehen davon 
aus, dass es sich bei diesem Konzept um 
eine sich aus dem für die Mülldeponie er-
gangenen Planfeststellungsbeschluss er-
gebende Maßnahme handelt. Zur Klar-
stellung sollte hierzu noch eine Aussage 
getroffen werden. 

Die Anregung wird berücksichtigt. Zum Verhältnis 
der Bauleitplanung zur Planfeststellung werden 
ergänzende und klarstellende Aussagen in die 
Begründung aufgenommen. 

 

A.1.2 Wir weisen darauf hin, dass die vorlie-
gende Bauleitplanung der vorangegan-
genen Fachplanung nicht zuwider laufen 
darf. Wir gehen davon aus, dass die für 
die Zulassung der Mülldeponie zuständi-
ge Planfeststellungsbehörde am Verfah-
ren beteiligt wird und eine Aussage zur 
Verträglichkeit mit dem Planfeststellungs-
beschluss und der erforderlichen Rekulti-
vierungsmaßnahme treffen wird. 

Wird zur Kenntnis genommen. Die für die Zulas-
sung der Mülldeponie zuständige Planfeststel-
lungsbehörde – das Referat 54.2 des Regierungs-
präsidiums wurde am Verfahren beteiligt und hat 
Stellung genommen. Siehe Ziffer A.10. 

 

A.1.3 Zur Rechtswirksamkeit der Planung be-
darf es einer (dauerhaften) Waldumwand-
lungserklärung der höheren Forstbehörde 
(vgl. Stellungnahme FB 510 – Forst). Die 
Änderung des Flächennutzungsplanes 
könnte somit von uns nur genehmigt wer-
den, wenn zum Feststellungsbeschluss 
die erforderliche Waldumwandlungserklä-
rung vorliegt. Gleiches gilt für eine Bestä-
tigung / Stellungnahme der Planfeststel-
lungsbehörde in Bezug auf die Verträg-
lichkeit der Bauleitplanung mit dem Plan-
feststellungsbeschluss. 

Wird zur Kenntnis genommen. Die erforderliche 
Waldumwandlungserklärung wird eingeholt. Die 
Planung wird generell eng mit den zuständigen 
Forstbehörden auf Ebene des Landkreises und des 
Regierungspräsidiums abgestimmt.  

Ebenso wird die Planung mit der für die Planfest-
stellung zuständige Behörde, Referat 54.2 beim 
Regierungspräsidium abgestimmt. 

 

A.1.4 Unter Punkt 2.3 der Begründung wird zur 
Standortalternativenprüfung ausgeführt, 
dass der „Standort auf der ehemaligen 
Mülldeponie als am geeignetsten“ ange-
sehen wird. Diese Aussage lässt zumin-
dest vermuten, dass auch weitere Stand-
orte untersucht wurden, die aber weniger 

Es wurden keine weiteren Einzelflächen unter-
sucht, sondern vielmehr wurde unter den aufge-
führten Rahmenbedingungen auf der gesamten 
Gemarkung der Stadt Neuenburg am Rhein eine 
geeignete Fläche gesucht.  

 Nutzung von Flächen ohne zusätzlichen oder 
nur geringem Landverbrauch (Flächenrecyc-
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geeignet erscheinen. 

Auch wenn die für den Solar-Strom-Park 
gewählte Fläche für diese Nutzung aus 
bestimmten Gründen besonders geeignet 
oder prädestiniert ist, sollte der Bauleit-
plan im Wege eines nachvollziehbaren 
Aktes neben den genannten Auswahlkri-
terien für Standorte auch noch die unter-
suchten Alternativen behandeln. 

ling) 

 Verfügbare Flächen, die bereits einer ander-
weitigen Nutzung unterliegen ohne dass ein In-
teressenkonflikt mit der bisherigen Nutzung 
entsteht 

 Anschluss an die technische Infrastruktur und 
Verkehrsanbindung 

 Exponierte Topographie 

 Keine Verschattung durch vorhandene Gebäu-
de, Bäume oder anderen Bewuchs 

 Voraussetzungen für die Fördermöglichkeit 
nach EEG 

Hierbei gab es keine Flächen, die eine ähnlich gute 
Eignung aufweisen, wie die ehemalige Mülldepo-
nie, da alle andere Flächen, sofern sie nicht ohne-
hin im regionalen Grünzug liegen, zu Lasten von 
landwirtschaftlich nutzbaren Flächen gegangen 
wären. 

A.1.5 Laut Punkt 3 der Begründung soll neben 
dem Solar-Strom-Park auch ein Besu-
cherzentrum untergebracht werden. Soll-
te das Besucherzentrum keinen oder nur 
einen untergeordneten Bezug zum Solar-
Strom-Park haben, ist die gewählte 
Zweckbestimmung „Flächen für Versor-
gungsanlagen, Erneuerbare Energien“ 
ggf. zu ergänzen. Zur Offenlage sollten 
noch nähere Ausführungen zur Zielset-
zung und zum geplanten Spektrum des 
Besucherzentrums (Bezug zur Zweckbe-
stimmung der erneuerbaren Energien) 
gemacht werden. 

Wird zur Kenntnis genommen. Das geplante Besu-
cherzentrum soll in engem Zusammenhang mit 
dem Solar-Strom-Park stehen. Insofern ist der Be-
sucherpavillon ein Teil der Fläche für Versorgungs-
anlagen mit der Zweckbestimmung „Erneuerbare 
Energien“. In der Begründung werden hierzu er-
gänzende Aussagen getroffen. Auch die Festset-
zung im Bebauungsplan wird diesbezüglich präzi-
siert. 

A.1.6 Die Begründung ist zu gegebener Zeit auf 
den Stand der endgültigen Planung unter 
Berücksichtigung des Abwägungsergeb-
nisses zu bringen. 

Die Anregung wird berücksichtigt. Die Begründung 
wird zu gegebener Zeit auf den aktuellen Stand des 
Abwägungsergebnisses gebracht. 

A.1.7 Wir bitten um weitere Beteiligung am 
Verfahren und zu gegebener Zeit um 
Übermittlung einer Ergebnismitteilung zu 
den von uns ggf. vorgetragenen Anre-
gungen. 

Eine weitere Beteiligung wird zugesagt. Zu gege-
bener Zeit wird das Ergebnis der vorgetragenen 
Anregungen entsprechend übermittelt. 

A.2 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 420 Naturschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 06.04.2020) 

A.2.1 Im Einvernehmen mit dem Naturschutz-
beauftragten nehmen wir zu der 12. Flä-
chennutzungsplanänderung aus Sicht 
des Natur- und Landschaftsschutzes wie 
folgt Stellung: 

Für die Errichtung der im Außenbereich 
nicht privilegierten Freiflächen-
Photovoltaikanlage soll im Parallelverfah-
ren der Flächennutzungsplan als Versor-

Wird zur Kenntnis genommen.  
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gungsfläche mit der Zweckbestimmung 
„Erneuerbare Energien“ geändert werden. 

Die vorliegende Standortbegründung ist 
aus Sicht der unteren Naturschutzbehör-
de plausibel. Vorbehaltlich der Ergebnis-
se der vorgesehenen artenschutzrechtli-
chen und Natura-2000 Prüfungen ist da-
von auszugehen, dass trotz der Lage in 
unmittelbarer Nachbarschaft von Natura 
2000 – Schutzgebieten (FFH-Gebiet 
„Markgräfler Rheinebene von Weil bis 
Neuenburg“ und Vogelschutzgebiet 
„Rheinniederung Haltingen - Neuenburg 
mit Vorbergzone“) die naturschutzfachli-
chen Belange voraussichtlich im Rahmen 
des Bebauungsplanes bewältigt werden 
können. 

Dem landschaftsplanerischen Steckbrief 
ist zu entnehmen, dass die Fläche unter 
Abwägung der prognostizierten Umwelt-
auswirkungen für die Ansiedlung einer 
Freiflächen Photovoltaikanlage geeignet 
ist (ggf. mit Auflagen). Diese Bewertung 
ist aus naturschutzfachlicher Sicht plausi-
bel. 

Für das geplante Vorhaben ist eine dau-
erhafte Waldumwandlung und Ersatzauf-
forstung erforderlich. Als Ersatzauffors-
tungsfläche sind Ackergrundstücke, Flst. 
Nrn. 1003 und 1070, Gemarkung Zienken 
vorgesehen. Hier finden aktuell Abstim-
mungen mit der unteren Natur-
schutzbehörde statt. 

A.3 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 510 Forst 
(gemeinsames Schreiben vom 06.04.2020) 

A.3.1 Das Gelände der ehemaligen Mülldepo-
nie der Stadt Neuenburg befindet sich 
derzeit im Stadium einer befristeten 
Waldumwandlung nach § 11 LWaldG. Die 
Rekultivierungsarbeiten werden derzeit 
durchgeführt und sind noch nicht abge-
schlossen. Der gesamte Bereich von 
10,44 ha ist Wald im Sinne des Lan-
deswaldgesetzes Baden-Württemberg. 
Für die Ausweisung einer Versorgungs-
fläche mit Zweckbestimmung „Erneuerba-
rer Energien“ ist daher auf Ebene der 
Flächennutzungsplanänderung die Ertei-
lung einer Waldumwandlungserklärung 
nach § 10 LWaldG durch die Körper-
schaftsforstdirektion notwendig. Aufgrund 
des Standorts in einer unterdurchschnitt-
lich bewaldeten Region ist als forstrecht-

Dies wird berücksichtigt. 

Die Antragsunterlagen für eine Ersatzaufforstung 
werden über die untere Forstbehörde eingereicht. 
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licher Ausgleich eine Ersatzaufforstung 
mit Aufforstungsgenehmigung zwingend 
notwendig. Die Antragsunterlagen sind 
über die untere Forstbehörde einzu-
reichen. 

A.3.2 In den Unterlagen wird von unterschiedli-
chen Flächengrößen für die Photovoltaik-
Freiflächenanlage ausgegangen. In der 
Begründung unter Nr. 1 wird die Fläche 
mit ca. 1,6 ha angegeben, ansonsten wird 
die Fläche mehrfach mit 1,92 ha darge-
stellt. Eine Vereinheitlichung der Flä-
chengröße in den gesamten Unterlagen 
sollte vorgenommen werden. 

Beide Flächenangaben sind richtig. Bei der Fläche 
mit 1,6 ha handelte es sich um die im Bebauungs-
plan mit EE1 bezeichnete Fläche auf der Solarmo-
dule aufgestellt werden sollten. Die Flächenangabe 
1,92 ha bezeichnete die gesamte Fläche für Ver-
sorgungsanlagen also einschließlich der Fläche 
EE2 die im Bebauungsplan für den Besucherpavil-
lon vorgesehen war. Die Anregung wird aber da-
hingehend berücksichtigt, dass die Begründung 
überarbeitet und die Flächenangaben nachvoll-
ziehbar dargestellt werden. 

A.4 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 580 Landwirtschaft 
(gemeinsames Schreiben vom 06.04.2020) 

A.4.1 Gegen die Überplanung und Ausweisung 
der ehemaligen Mülldeponie auf Gemar-
kung Neuenburg mit ca. 2,6 ha als Gebiet 
für einen Solar-Strom-Park bestehen aus 
landwirtschaftlicher Sicht keine Beden-
ken. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

A.4.2 Es werden externe Kompensationsmaß-
nahmen in einem Umfang von 65.276 
Ökopunkte erforderlich, die im späteren 
bzw. parallelen Bebauungsplanverfahren 
konkretisiert werden. 

Folgende Hinweise sollten bei der Pla-
nung der Kompensationsmaßnahmen 
beachtet werden: 
Bei Festsetzung des Ausgleichs soll da-
rauf geachtet werden, nicht auf landwirt-
schaftliche Flächen zurückzugreifen bzw. 
auf agrarstrukturelle Belange Rücksicht 
zu nehmen (§ 15 Abs. 3 BNatSchG). 
Kann dies nicht eingehalten werden, ist 
die zuständige Landwirtschaftsbehörde 
gemäß § 15 Abs. 6 NatSchG bei der 
Auswahl der Flächen frühzeitig, das heißt 
noch in der Planungsphase, zu beteiligen. 

Diese Belange sind in die Begründung 
aufzunehmen und sachgerecht abzuwä-
gen. 

Dies wird berücksichtigt. 

Als externe Maßnahme zur Kompensation des 
Eingriffs erfolgt die ohnehin zu erbringende Wie-
deraufforstung auf Teilflächen der Flst. Nrn. 1003 
und 1070, Gemarkung Neuenburg am Rhein-
Zienken. Die zuständige Landwirtschaftsbehörde 
wurde zwischenzeitlich beteiligt. 

A.5 Regierungspräsidium Freiburg – Abteilung Wirtschaft, Raumordnung, Bau-, Denkmal- 
und Gesundheitswesen – Referat 21 als höhere Raumordnungsbehörde 
(gemeinsames Schreiben vom 06.04.2020) 

A.5.1 Zunächst möchten wir darauf hinweisen, 
dass gemäß Begründungstext mit der 12. 
Änderung des Flächennutzungsplans der 
Stadt Neuenburg 1,92 ha als Sonderge-

Wird zur Kenntnis genommen. Beide Flächenan-
gaben sind richtig, bei der Flächenangabe 1,92 ha 
handelte es sich um die im Bebauungsplan als 
Fläche für Versorgungsanlage festgesetzte Fläche. 
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biet für die Errichtung des „Solar-Strom-
Parks" überplant werden. Im Begrün-
dungstext zum sich parallel im Aufstel-
lungsverfahren befindenden Bebauungs-
plan „Solar-Strom-Park" wird hierzu eine 
Flächengröße von 2,6 ha aufgeführt. 
Auch im Hinblick auf die erforderliche 
Waldumwandlungserklärung sind Plan-
zeichnung und Flächenbilanz der geplan-
ten 12. Änderung des Flächennutzungs-
plans und der Bebauungsplan aufeinan-
der abzustimmen. 

Die 2,6 ha bezeichnen die Größe des Geltungsbe-
reichs des Bebauungsplans, also einschließlich des 
zur frühzeitigen Beteiligung noch enthaltenen 
Waldstreifens.  

Die Flächen haben sich zur Offenlagefassung aber 
ohnehin verändert, so dass die Flächenangaben 
überarbeitet werden müssen.  

Zur Klarstellung wird darauf hingewiesen, dass im 
wirksamen FNP bereits eine Fläche für Versor-
gungsanlagen in einer Größe von ca. 10,4 ha ent-
halten ist. Diese wird nun auf eine Größe von ca. 
1,42 ha verkleinert und mit der Zweckbestimmung 
„Erneuerbare Energien“ versehen. Eine Fläche von 
ca. 0,5 ha wird als Grünfläche, die übrige Fläche 
wird gemäß dem Rekultivierungsplan als Fläche für 
Wald dargestellt.  

Auch im Bebauungsplan handelt es sich nicht um 
ein Sondergebiet, sondern um eine Fläche für Ver-
sorgungsanlage mit der Zweckbestimmung „Er-
neuerbare Energien“. Der Bebauungsplan hat zwar 
einen Geltungsbereich von ca. 1,9 ha, davon sind 
aber lediglich ca. 1,42 ha als Fläche für Versor-
gungsanlage festgesetzt. Die restlichen 0,5 ha sind 
als Grünflächen ausgewiesen. Auf die Darstellung 
von Waldflächen im Bebauungsplan wurde verzich-
tet. Somit sind Bebauungsplan und Flächennut-
zungsplanänderung aufeinander abgestimmt.  

A.5.2 Der vorliegende Entwurf der Flächennut-
zungsplanänderung führt als Zweckbe-
stimmung der geplanten Sondergebiets-
ausweisung „Erneuerbare Energien" auf. 
Bauplanungsrechtlich sollte die Zweckbe-
stimmung eines Sondergebiets den vor-
gesehenen Nutzungszweck so konkreti-
sieren, dass dieser aus ihr erkennbar 
wird. Mit der 12. Änderung des Flächen-
nutzungsplans sollte somit anstelle eines 
unbestimmten Überbegriffs „Erneuerbare 
Energien" die konkrete Zweckbestim-
mung der geplanten Nutzung z.B. als 
„Freiflächenphotovoltaikanlage" festge-
setzt werden. 

Dies wird teilweise berücksichtigt. 

Ausgewiesen wurden Flächen für Versorgungsan-
lagen mit der Zweckbestimmung „Erneuerbare 
Energien“. Zur Klarstellung wird dies in der Legen-
de um die Angabe „Fotovoltaikanlagen“ ergänzt.  

A.5.3 Das Plangebiet überschneidet sich im 
südlichen Teilbereich mit dem Vogel-
schutzgebiet „Rheinniederung Haltingen-
Neuenburg mit Vorbergzone", im Süden 
grenzt das FFH-Gebiet „Markgräfler 
Rheinebene von Weil bis Neuenburg" an. 

lm Umweltbericht zur Änderung des Flä-
chennutzungsplans wird hierzu lediglich 
aufgeführt, dass die Verträglichkeit der 
Planung mit dem Schutzzweck der bei-
den Schutzgebiete sowie eine mögliche 

Wird zur Kenntnis genommen. 
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artenschutzrechtliche Betroffenheit erst 
auf Bebauungsplanebene untersucht 
werden soll. Wir weisen nachdrücklich 
daraufhin, dass die Genehmigungsfähig-
keit einer Flächennutzungsplanänderung 
voraussetzt, dass der Umsetzung der 
Planung im weiteren Bebauungsplanver-
fahren keine unüberwindbaren rechtli-
chen Vorgaben entgegenstehen. Somit 
sind die FFH- und SPA-Verträglichkeit 
und mögliche artenschutzrechtlichen Be-
troffenheiten im Rahmen des Aufstel-
lungsverfahrens zur 12. Änderung des 
Flächennutzungsplans soweit zu untersu-
chen, dass die Umsetzbarkeit der Pla-
nung in der verbindlichen Bauleitplanung 
sichergestellt werden kann. 

A.5.4 Da die vorliegende FNP-Änderung im 
Parallelverfahren zur Aufstellung des Be-
bauungsplans „Solar-Strom-Park" erfolgt, 
können die Kernaussagen der dort ver-
tieft zu untersuchenden Belange des Na-
tur- und Landschaftsschutzes ohnehin 
ohne Aufwand in den Umweltbericht zur 
12. Änderung des Flächennutzungsplans 
aufgenommen werden. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

A.5.5 Unter der Voraussetzung, dass die Ver-
träglichkeit der vorliegenden Planung mit 
dem Schutzzweck des betroffenen FFH- 
und SPA-Gebiets und mit den Belangen 
des Artenschutzes gegeben ist, bestehen 
aus raumordnerischer Sicht keine Beden-
ken zur vorliegenden Planung. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

A.6 Regierungspräsidium Freiburg – Abteilung 4. Straßenwesen und Verkehr, Referat 47.1. 
Baureferat - Nord 
(gemeinsames Schreiben vom 06.04.2020) 

A.6.1 Die Abteilung 4 (ausgenommen Ref. 46) - 
Straßenwesen und Verkehr - des Regie-
rungspräsidiums Freiburg als Straßen-
baubehörde für Autobahnen, Bundes- 
und Landesstraßen nimmt zu dem o. g. 
Flächennutzungsplan nur Stellung im 
Hinblick auf Planungs- und Ausbauab-
sichten sowie zu Belangen der Straßen-
baugestaltung im Zuge dieser Verkehrs-
wege. 

Die BAB A5 liegt östlich des Plangebie-
tes, unsere Belange sind von dem Vor-
haben daher berührt. Da der geplante So-
lar-Strom-Park in ausreichendem Ab-
stand zur Autobahn geplant ist, gibt es 
keine Einwände und Anregungen zur o.g. 
Flächennutzungsplanänderung. 

Wird zur Kenntnis genommen.  
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A.7 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 83 als höhere Forstbehörde 
(gemeinsames Schreiben vom 06.04.2020) 

A.7.1 In Abstimmung mit der unteren Forstbe-
hörde beim Landratsamt Breisgau-
Hochschwarzwald erhalten Sie die forstli-
che Stellungnahme zu den vorgelegten 
Planungen. 

Geltungsbereich Flächennutzungsplan: 

Das Plangebiet umfasst eine Fläche von 
insgesamt 10,44 ha, die Flächen sind im 
geltenden FNP als „Versorgungsanlage“ 
mit der Zweckbestimmung „Elektrizitäts-
werk und Müllbeseitigungsanlage“ darge-
stellt. Die Flächen für die Mülldeponie 
wurden nach § 11 LWaldG befristet um-
gewandelt. Der überwiegende Teil der 
Mülldeponie wurde bereits rekultiviert und 
wiederbewaldet. Mit der vorgelegten Pla-
nung sollen die rekultivierten und bewal-
deten Flächen zukünftig als Wald darge-
stellt werden (8,52 ha). Wir weisen vor-
sorglich darauf hin, dass die Flächen 
zwar rekultiviert und wiederbewaldet wur-
den, dass aber eine Abnahme der Wald-
flächen noch nicht erfolgt ist. Die Pflege- 
und Nachbesserungsverpflichtung für die 
Rekultivierungsflächen bleibt daher be-
stehen. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

A.7.2 Geplante Waldumwandlung: 

Mit der vorgelegten Bauleitplanung soll 
eine Fläche von 1,92 ha als Versorgungs-
fläche mit der Zweckbestimmung „Erneu-
erbare Energien" dargestellt werden. 
Grundsätzlich bestehen gegen die Pla-
nung auf der ehemaligen Mülldeponie 
keine forstlichen Einwände. Die Fläche ist 
befristet umgewandelt und daher noch 
Wald nach dem Landeswaldgesetz, es 
bedarf daher im Rahmen der Bauleitpla-
nung (FNP) einer Waldumwandlungser-
klärung nach § 10 Landeswaldgesetz 
(LWaldG). Diese ist über die untere 
Forstbehörde bei der höheren Forstbe-
hörde zu beantragen. 

Dies wird berücksichtigt. 

A.7.3 Die vorgelegte Abgrenzung (1,92 ha) 
weicht von der Abgrenzung im Bebau-
ungsplanverfahren (2,6 ha) ab. Die Flä-
chen sind anzupassen. Die Waldum-
wandlungserklärung wird im Rahmen der 
Aufstellung des Flächennutzungsplans 
erteilt und würde die Fläche im Be-
bauungsplan somit nicht beinhalten. Auf 

Wird zur Kenntnis genommen. Beide Flächenan-
gaben sind richtig, bei der Flächenangabe 1,92 ha 
handelte es sich um die im Bebauungsplan als 
Fläche für Versorgungsanlage festgesetzte Fläche. 
Die 2,6 ha bezeichnen die Größe des Geltungsbe-
reichs des Bebauungsplans, also einschließlich des 
zur frühzeitigen Beteiligung noch enthaltenen 
Waldstreifens.  
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die entsprechenden Ausführungen in der 
Stellungnahme zum Bebauungsplan wird 
verwiesen. Bei Eingriffen in reine Kom-
munalwaldflächen ist die Körperschafts-
forstdirektion für das Waldumwandlungs-
verfahren zuständig. Sollte eine Waldflä-
che von mehr als 2 ha in Anspruch ge-
nommen werden, ist eine Gremienent-
scheidung erforderlich. 

Die Flächen haben sich zur Offenlagefassung aber 
ohnehin verändert, so dass die Flächenangaben 
überarbeitet werden müssen.  

Die Flächenangaben und Abgrenzungen werden 
angepasst und aufeinander abgestimmt. Die Flä-
che in der Offenlagefassung des Bebauungsplans, 
die einer Waldumwandlungserklärung bedarf (Flä-
che für Versorgungsanlagen (ca. 1,4 ha) und Grün-
flächen (ca. 0,5 ha), beträgt ca. 1,9 ha. 

 

A.7.4 Umweltverträglichkeitsprüfung: 

Für Waldumwandlungen nach § 9 
LWaldG über einem Hektar wird eine 
standortsbezogene UVP nach dem Um-
weltverträglichkeitsprüfungsgesetz 
(UVPG Anlage 1 Punkt 17.2) erforderlich. 
Mit dem Antrag auf Waldumwandlungser-
klärung ist diese vorzulegen. Als Grund-
lage ist das Formular EW 13 auszufüllen 
und mit dem Antrag vorzulegen. 

Dies wird berücksichtigt. 

Zur Waldumwandlung wird eine standortsbezogene 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt. 

A.7.5 Forstrechtlicher Ausgleich: 

Nach § 9 Abs. 3 Landeswaldgesetz sind 
dauerhafte Eingriffe in Waldflächen aus-
zugleichen. In der unterdurchschnittlich 
bewaldeten Region ist der Ausgleich über 
Ersatzaufforstungen zu erbringen. Dies 
wurde in den Unterlagen entsprechend 
dargelegt. Die Ersatzaufforstung kann im 
Naturraum 3. Ordnung erfolgen (Ober-
rhein). Eine Aufforstungsgenehmigung ist 
vorzulegen. Soweit standörtlich möglich 
ist eine Aufforstung mit Eiche vorzuse-
hen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

A.7.6 Auch im Hinblick die vorgesehenen Er-
schließungswege und deren Einbindung 
in die Planung wird ein Abstimmungster-
min mit den Beteiligten vor Ort empfoh-
len, sobald dies wieder möglich ist. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Aufgrund der weiterhin andauernden Kontaktbe-
schränkungen fand eine Web-Telefonkonferenz mit 
allen beteiligten Akteuren statt. 

A.8 Regierungspräsidium Freiburg – Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
(Schreiben vom 26.03.2020) 

A.8.1 Geotechnik 

Das LGRB weist darauf hin, dass im An-
hörungsverfahren als Träger öffentlicher 
Belange keine fachtechnische Prüfung 
vorgelegter Gutachten oder von Auszü-
gen daraus erfolgt. Sofern für das Plan-
gebiet ein ingenieurgeologisches Über-
sichtsgutachten, Baugrundgutachten oder 
geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die 
darin getroffenen Aussagen im Verant-

Wird zur Kenntnis genommen. 

Im Bebauungsplan wurde ein entsprechender Hin-
weis aufgenommen. 
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wortungsbereich des gutachtenden Inge-
nieurbüros. 

Andernfalls empfiehlt das LGRB die 
Übernahme der folgenden geotechni-
schen Hinweise in den Bebauungsplan: 

Das Plangebiet befindet sich auf einer 
ehemaligen Mülldeponie. 

Auffüllungen sind ggf. nicht zur Lastab-
tragung geeignet. Das LGRB geht davon 
aus, dass sowohl für den Endzustand als 
auch für die Zwischenbauzustände rech-
nerische Standsicherheitsnachweise er-
bracht wurden/werden. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im 
Zuge der weiteren Planungen oder von 
Bauarbeiten (z. B. zum genauen Bau-
grundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur 
Wahl und Tragfähigkeit des Gründungs-
horizonts, zum Grundwasser, zur Bau-
grubensicherung) werden objektbezoge-
ne Baugrunduntersuchungen gemäß DIN 
EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein pri-
vates Ingenieurbüro empfohlen. 

A.8.2 Boden 

Zur Planung sind aus bodenkundlicher 
Sicht keine Hinweise, Anregungen oder 
Bedenken vorzutragen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

A.8.3 Mineralische Rohstoffe 

Zum Planungsvorhaben sind aus roh-
stoffgeologischer Sicht keine Hinweise, 
Anregungen oder Bedenken vorzubrin-
gen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

A.8.4 Grundwasser 

Aus hydrogeologischer Sicht sind zum 
Planungsvorhaben keine Hinweise, Anre-
gungen oder Bedenken vorzubringen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

A.8.5 Bergbau 

Gegen die Änderung des Flächennut-
zungsplanes bestehen von bergbehördli-
cher Seite keine Einwendungen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

A.8.6 Geotopschutz 

Im Bereich der Planfläche sind Belange 
des geowissenschaftlichen Naturschutzes 
nicht tangiert. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

A.8.7 Allgemeine Hinweise 

Die lokalen geologischen Untergrundver-
hältnisse können dem bestehenden Geo-

Wird zur Kenntnis genommen. 
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logischen Kartenwerk, eine Übersicht 
über die am LGRB vorhandenen Bohrda-
ten der Homepage des LGRB 
(http://www.lgrb-bw.de) entnommen wer-
den. 

Des Weiteren verweisen wir auf unser 
Geotop-Kataster, welches im Internet un-
ter der Adresse http://lgrb-
bw.de/geotourismus/geotope (Anwen-
dung LGRB-Mapserver Geotop-Kataster) 
abgerufen werden kann. 

A.9 Regierungspräsidium Stuttgart – Kampfmittelbeseitigungsdienst 
(Schreiben vom 25.03.2020) 

A.9.1 Aufgrund der ausgedehnten Kampfhand-
lungen und Bombardierungen, die wäh-
rend des 2. Weltkrieges stattfanden, ist 
es ratsam, im Vorfeld von jeglichen Bau- 
(Planungs-)verfahren eine Gefahrenver-
dachtserforschung in Form einer Auswer-
tung von Luftbildern der Alliierten durch-
zuführen. 
Alle nicht vorab untersuchten Bauflächen 
sind daher als potentielle Kampfmittelver-
dachtsflächen einzustufen. 
Seit dem 02.01.2008 kann der Kampfmit-
telbeseitigungsdienst Baden-
Württemberg allerdings Luftbildauswer-
tungen für Dritte, zur Beurteilungen mög-
licher Kampfmittelbelastungen von 
Grundstücken auf vertraglicher Basis, nur 
noch kostenpflichtig durchführen. 
Diese Auswertung kann bei uns mittels 
eines Vordrucks beantragt werden. Die 
dafür benötigten Formulare können unter 
www.rp-stuttgart.de (Service Formu-
lare und Merkblätter) gefunden werden. 
Die momentane Bearbeitungszeit hierfür 
beträgt zurzeit mind. 34 Wochen ab Auf-
tragseingang. 

Der Kampfmittelbeseitigungsdienst ver-
zichtet auf weitere Beteiligung am Verfah-
ren (Einladung zum Erörterungstermin, 
Informationen über Planänderungen und 
Übersendung des Planfeststellungsbe-
schlusses). 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Die Mülldeponie ist lange nach Ende des Krieges in 
den 70er Jahren entstanden. Durch die Aufschüt-
tungen im Rahmen der jahrelangen Deponienut-
zung ist die Gefahr, die von Kampfmitteln im Plan-
gebiet ausgehen könnte, als sehr gering einzu-
schätzen. Bauarbeiten im Plangebiet werden an 
der Oberfläche des Deponiehügels stattfinden, um 
die Rekultivierung der Deponie nicht zu beeinträch-
tigen. Es kann also davon ausgegangen werden, 
dass man durch Bauarbeiten im Plangebiet nicht in 
die Nähe von potentiellen Kampfmitteln kommen 
wird. Somit kann auf eine entsprechende Untersu-
chung auf Kampfmittelbelastung verzichtet werden. 

A.10 Regierungspräsidium Freiburg – Abt. 5 Umwelt - Ref. 54.2 Industrie/Kommune 
(Schreiben vom 16.04.2020) 

A.10.1 Die geplante Änderung betrifft die Ober-
fläche des Neuteiles der planfestgestell-
ten Deponie Neuenburg, die bis in die 
1990er Jahre der Müllablagerung diente 
und sich zurzeit noch in der Stilllegungs-
phase befindet. Die Planfeststellung für 

Dies wird berücksichtigt. Die Begründung wird ent-
sprechend angepasst. Die Deponienutzung (Ent-
gasung, Sickerwasserfassung und –ableitung, Kon-
troll- und Überwachungsmaßnahmen usw.) hat 
weiterhin Vorrang. Genaueres soll in einem öffent-
lich-rechtlichen Vertrag zwischen der Abfallwirt-
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die Deponie, zuletzt geändert durch die 
Plangenehmigung des Regierungspräsi-
diums Freiburg vom 24.04.2009, hat auch 
über das Ende der Stilllegungsphase hin-
aus weiterhin Bestand, da die Deponie 
nicht, wie in Nr. 2.2 der Begründung zur 
12. FNP-Änderung ausgeführt, aufgege-
ben werden kann. 

Derzeit stehen die mit der genannten ab-
fallrechtlichen Plangenehmigung des Re-
gierungspräsidiums zugelassenen Arbei-
ten zur ordnungsgemäßen Stilllegung der 
Deponie kurz vor dem Abschluss. Kern 
der Stilllegungsmaßnahmen ist die Errich-
tung eines Oberflächenabdichtungssys-
tems zur Verhinderung einer Beeinträch-
tigung des Wohls der Allgemeinheit. Be-
standteile des Oberflächenabdichtungs-
systems sind nicht nur die ausgeführten 
dichtenden und der Entwässerung die-
nenden Schichten, sondern auch die Re-
kultivierungsschicht und - insbesondere 
auf den Böschungsflächen - auch die mit 
der Plangenehmigung festgelegte Art des 
Bewuchses. 

Nach Abschluss dieser Maßnahmen be-
ginnt die jahrzehntelange Nachsorgepha-
se, in welcher der Deponiebetreiber wei-
terhin die aktive Entgasung des Deponie-
körpers und die Sickerwasserfassung und 
-ableitung aufrecht zu erhalten und eine 
Vielzahl von Kontroll- und Überwa-
chungsmaßnahmen durchzuführen hat. 

Die zukünftige Nutzung der Deponieober-
fläche hat deshalb hinsichtlich Umfang 
und Art so zu erfolgen, dass diese abfall-
rechtlich unabdingbaren Aufgaben und 
die Funktionsfähigkeit der technischen 
Einrichtungen und des Oberflächenab-
dichtungssystems nicht beeinträchtigt 
werden. Zur Vermeidung von Interes-
senskonflikten ist eine enge Abstimmung 
mit dem Betreiber der Mülldeponie und 
dem Regierungspräsidium Freiburg als 
Genehmigungsbehörde für die Deponie 
erforderlich. 

Die Abfallwirtschaft Breisgau-
Hochschwarzwald (ALB) als Betreiber der 
Deponie Neuenburg erhält eine Kopie 
dieses Schreibens. 

schaft des Landkreises Breisgau-Hochschwarzwald 
(ALB) als Deponiebetreiber der Stadt Neuenburg 
am Rhein als Grundstückseigentümerin und dem 
Betreiber des Solarparks festgelegt werden. Somit 
können Interessenskonflikte vermieden werden. 
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A.11 Handelsverband Südbaden e.V. 
(Schreiben vom 06.04.2020) 

A.11.1 Aus den Unterlagen geht hervor, dass 
eine ehemalige Mülldeponie in einen So-
larpark umgewandelt werden soll, wobei 
im Bereich EE 2 ein Pavillon als Besu-
cherzentrum errichtet werden soll. 
Grundsätzlich sind durch dieses Vorha-
ben Belange, die vom Handelsverband zu 
vertreten sind, nicht tangiert. Wir gehen 
davon aus, dass es sich bei diesem Pavil-
lon nur um eine Kleinstfläche handelt, 
dass ausschließlich für die Besucher so-
wohl Gastronomie- wie auch Handelsan-
gebot anbietet. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Es handelt sich im Wesentlichen nur um einen 
Informationspavillon, der vor allem Schulklassen 
über die Erzeugung erneuerbarer Energien infor-
mieren soll. Es sind weder gastronomische Ange-
bote noch Handelsflächen vorgesehen oder zuläs-
sig. Dies ist jedoch nicht Gegenstand der Flächen-
nutzungsplanänderung. 

A.12 terranets bw GmbH 
(Schreiben vom 27.02.2020) 

A.12.1 Wir bedanken uns für die Beteiligung an 
der oben genannten 12. Änderung des 
Flächennutzungsplanes und teilen Ihnen 
mit, dass Leitungen und Anlagen unseres 
Unternehmens von den Änderungen nicht 
betroffen sind. 

Im räumlichen Geltungsbereich des ge-
samten FNP liegen Anlagen der terranets 
bw GmbH. 

Sollten der räumliche Geltungsbereich 
geändert werden und sonstige Auswir-
kungen auf die Anlagen der terranets bw 
GmbH nicht auszuschließen sein, bitten 
wir um erneute Beteiligung. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

 

A.13 Amprion GmbH 
(Schreiben vom 03.03.2020) 

A.13.1 Im Planbereich der o. a. Maßnahme ver-
laufen keine Höchstspannungsleitungen 
unseres Unternehmens. 

Planungen von Höchstspannungsleitun-
gen für diesen Bereich liegen aus heuti-
ger Sicht nicht vor. 

Wir gehen davon aus, dass Sie bezüglich 
weiterer Versorgungsleitungen die zu-
ständigen Unternehmen beteiligt haben. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

 

A.14 PLEdoc GmbH 
(Schreiben vom 28.02.2020) 

A.14.1 Wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maßnah-
me und teilen Ihnen hierzu mit, dass von 
uns verwaltete Versorgungsanlagen der 
nachstehend aufgeführten Eigentümer 
bzw. Betreiber von der geplanten Maß-

Wird zur Kenntnis genommen. 
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nahme nicht betroffen werden: 

- Open Grid Europe GmbH, Essen 
- Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen 
- Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), 

Netzgebiet Nordbayern, Schwaig bei 
Nürnberg 

- Mittel-Europäische Gasleitungsgesell-
schaft mbH (MEGAL), Essen 

- Mittelrheinische Erdgastransportlei-
tungsgesellschaft mbH (METG), Es-
sen 

- Nordrheinische Erdgastransportlei-
tungsgesellschaft mbH & Co. KG 
(NETG), Dortmund 

- Trans Europa Naturgas Pipeline 
GmbH (TENP), Essen 

- GasLINE Telekommunikationsnetzge-
sellschaft deutscher Gasversorgungs-
unternehmen mbH & Co. KG, Straelen 
(hier Solotrassen in Zuständigkeit der 
PLEdoc GmbH) 

- Viatel GmbH (Zayo Group), Frankfurt 

A.14.2 Hinsichtlich der Maßnahmen zum Aus-
gleich und zum Ersatz der Eingriffsfolgen 
entnehmen wir den Unterlagen, dass die 
Kompensationsmaßnahmen erst im wei-
teren Verfahren festgelegt werden bzw. 
keine Erwähnung finden. 

Wir weisen darauf hin, dass durch die 
Festsetzung planexterner Ausgleichsflä-
chen eine Betroffenheit von uns verwalte-
ter Versorgungseinrichtungen nicht aus-
zuschließen ist. Wir bitten um Mitteilung 
der planexternen Flächen bzw. um weite-
re Beteiligung an diesem Verfahren. 

Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im 
Übersichtsplan markierte Bereich. Dort 
dargestellte Leitungsverläufe dienen nur 
zur groben Übersicht. 

Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweite-
rung des Projektbereichs bedarf immer 
einer erneuten Abstimmung mit uns. 

Dies wird berücksichtigt. 

Eine zusätzliche Beteiligung erfolgt im Rahmen  
der Offenlage. 

A.15 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
(Schreiben vom 27.02.2020) 

A.15.1 Durch die oben genannte und in den Un-
terlagen näher beschriebene Planung 
werden Belange der Bundeswehr nicht 
berührt. 

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden 
Sach- und Rechtslage bestehen zu der 
Planung seitens der Bundeswehr als Trä-
ger öffentlicher Belange keine Einwände. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
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Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

A.16 Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Oberrhein 
(Schreiben vom 06.04.2020) 

A.16.1 Durch das oben genannte Vorhaben bin 
ich in der Wahrnehmung meiner Aufga-
ben nicht betroffen. 

Hinweis: 
Durch den 12. Flächennutzungsplan dür-
fen keine Flächen des Wasserstraßen- 
und Schifffahrtsamts Oberrhein überplant 
werden. Sie dürfen höchstens nachricht-
lich übernommen werden. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

A.17 Gemeindeverwaltungsverband Müllheim-Badenweiler – Bauleitplanung 
(Schreiben vom 05.03.2020) 

A.17.1 Bauleitplanerische Belange des Gemein-
deverwaltungsverbandes Müllheim-
Badenweiler sind durch den o.g. Bebau-
ungsplan nicht berührt. 

Sofern sich keine bauplanungsrechtlichen 
Änderungen im weiteren Verfahren erge-
ben, ist eine weitere Beteiligung des Ge-
meindeverwaltungsverbandes Müllheim-
Badenweiler nicht erforderlich. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
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B KEINE BEDENKEN UND ANREGUNGEN DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖF-
FENTLICHER BELANGE 

 

B.1 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 430/440 Umweltrecht / Wasser, Boden, 
Altlasten 
(gemeinsames Schreiben vom 06.04.2020) 

B.2 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 450 Gewerbeaufsicht 
(gemeinsames Schreiben vom 06.04.2020) 

B.3 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 470 Vermessung und Geoinformation 
(gemeinsames Schreiben vom 06.04.2020) 

B.4 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 520 Brand- u. Katastrophenschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 06.04.2020) 

B.5 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 540 Flurneuordnung und Landentwick-
lung 
(gemeinsames Schreiben vom 06.04.2020) 

B.6 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 650/660 Untere Straßenverkehrsbehörde 
und Landkreis als Straßenbaulastträger 
(gemeinsames Schreiben vom 06.04.2020) 

B.7 Regierungspräsidium Stuttgart – Straßenwesen und Verkehr 
(Schreiben vom 04.03.2020) 

B.8 Regionalverband Südlicher Oberrhein 
(Schreiben vom 24.03.2020) 

B.9 Industrie- und Handelskammer Südlicher Oberrhein 
(Schreiben vom 18.03.2020) 

B.10 bnNETZE GmbH 
(Schreiben vom 11.03.2020) 

B.11 Vodafone BW GmbH 
(Schreiben vom 07.04.2020) 

B.12 Polizeipräsidium Freiburg – Führungs- und Einsatzstab - Sachbereich Verkehr 
(Schreiben vom 02.03.2020) 

B.13 Vermögen und Bau Baden-Württemberg – Amt Freiburg 
(Schreiben vom 02.03.2020) – keine weitere Beteiligung 

B.14 Zweckverband Gewerbepark Breisgau 
(Schreiben vom 04.03.2020) – keine weitere Beteiligung 

B.15 Gemeinde Bad Bellingen 
(Schreiben vom 05.03.2020) 

B.16 Gemeinde Schliengen 
(Schreiben vom 05.03.2020) 

B.17 Regierungspräsidium Stuttgart – Landesamt für Denkmalpflege 

B.18 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 46.2 Verkehr 

B.19 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 53.3 Integrierte Rheinprogramm 

B.20 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 56 Naturschutz 

B.21 Regierungspräsidium Freiburg – Stabstelle für Grenzüberschreitende Zusammenarbeit 

B.22 Communauté de Communes 
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B.23 Deutsche Telekom Technik GmbH 

B.24 ED Netze GmbH 

B.25 Südwestdeutsche Verkehrs-AG 

B.26 Abwasserzweckverband „Weilertal“ 

B.27 Landesnaturschutzverbände LNV/BUND/NABU Baden-Württemberg e.V. 

B.28 Tourismusverein Neuenburg am Rhein 

B.29 Handwerkskammer 

B.30 Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 

B.31 Deutsche Bahn AG – DB Immobilien 

B.32 Gemeinde Auggen 

B.33 Gemeinde Badenweiler 

B.34 Gemeinde Buggingen 

B.35 Gemeinde Eschbach 

B.36 Stadt Heitersheim 

B.37 Stadt Müllheim 
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